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« Die Umverteilung 
der Lohnsumme ist 
Wunschdenken. »

Die Unternehmen in der Schweiz wären 
un terschiedlich betroffen von einem 
staatlich verordneten Verhältnis von 
maximal 1 : 12 zwischen dem höchsten 
und dem tiefsten Lohn, wie es die Volks- 
initiative der Jungsozialisten verlangt. In 
den allermeisten Firmen liegt dieser Wert 
schon heute weit tiefer. Die vom Schwei-
zerischen Gewerbeverband eingelade-
nen Unternehmensver treter machten 
vor den Medien denn auch klar, dass es 
in der Diskussion um die 1 : 12-Initiative 
nicht primär um die Lohnhöhe geht, 
sondern um den staatlichen Eingriff in 
die unternehmerische Freiheit und Fle-
xibilität – einer der grös s ten Vorzüge 
des Wirtschaftsstandorts.

Auch die Angestellten stehen 

hinter der Sozialpartnerschaft

Für ABB Schweiz etwa wären durch ein 
staatliches Lohndiktat die ureigenen 
Stärken des Landes wie Innovation, Qua-
lität und Produktivität gefährdet, sagte 
Remo Lütolf, Vorsitzender der Geschäfts-
leitung. «Diese Stärken beruhen auf den 
Talenten von Fachkräften. Neben ein-
heimischen suchen wir oft auch inter-
nationale Spezialisten. Da ist es wich-
tig, über die Grenzen hinaus attraktiv 
zu sein.» Lütolf verwies überdies auf die 
bewährte Sozialpartnerschaft sowie den 
Gesamtarbeitsvertrag in der MEM-In-
dustrie und liess nicht unbemerkt, dass 
«auch die Angestelltenvertretung von 
ABB Schweiz davon überzeugt ist».

Auf die konkreten Konsequenzen an-
gesprochen, die ABB bei einer Annah-
 me der Initiative zu ziehen hätte, gab 
sich Lütolf bedeckt. Es hinge von den 
Ausführungsbestimmungen ab, was 
möglich wäre. Dennoch liess er durch-
blicken, dass es wohl zu Auslagerungen 
ins Aus land käme.

Auch Peter Stämpfli, Delegierter des Ver-
waltungsrats der Stämpfli AG, hielt der 
1 : 12-Initiative die Sozialpartnerschaft 
entgegen. Er appellierte an die Arbeit-
nehmerseite, ihre Verantwortung wahr-
zunehmen anstatt sie an den Staat ab-
zuschieben. «Damit schwächen die Ge- 
 werkschaften unverständlicherweise 
ihre eigene Position und verschieben 
das Gleichgewicht im Dialog mit den 
Arbeitgebern zu ihren Lasten.»

In der Verlags- und Druckbranche ohne-
hin mit einer anspruchsvollen Markt si-
tuation konfrontiert, befürchtet Stämpf - 
li infolge von 1 : 12 den Verlust von Kun-
denaufträgen ans Ausland. Zudem gab 
er zu bedenken, dass im Initiativtext 
nirgends von einer Umverteilung der 
Lohnsumme die Rede ist. «Das ist reines 
Wunschdenken der Befürworter. Viel-
mehr würde das Lohnniveau auf allen 
Stufen sinken.»

Auf Grossbetriebe angewiesen

Die beiden Vertreter von Kleinstbetrie-
ben, die je weniger als 20 Mitarbeitende 
beschäftigen, brachten insbesondere 
wenig Verständnis dafür auf, dass die 
Initianten ihre Freiheit als Unternehmer 
beschneiden wollen. Für André Berdoz, 
Inhaber eines Zulieferbetriebs im Elek-
trobereich, ist es «äusserst wichtig, mein 
Unternehmen in voller Freiheit führen, 
an die Marktentwicklung anpassen und 
die Arbeitsplätze dauerhaft sichern zu 
können». Er sieht mit der 1 : 12-Initiative 
die Standortattraktivität aufs Spiel ge-

setzt und erinnerte daran, dass die KMU 
von der Präsenz von Grossunternehmen, 
ihren Aufträgen sowie dem Konsum 
ihrer – zum Teil gut bezahlten – Mitar-
beitenden lebten. «Wenn die Initiative 
angenommen werden sollte, würden 
multinationale Unternehmen unser 
Land verlassen», ist er überzeugt. «Und 
dies hätte unabwendbare Folgen für die 
Arbeitsplätze bei den KMU.»

Arbeitgeber tragen Risiko

Marianne Meister, Inhaberin eines De-
tailhandelsgeschäfts, ärgerte sich eben-
falls über die drohende Entmündigung 
der Unternehmerinnen und Unterneh-
mer. «Wir sind es schliesslich auch, die 
sich mit viel Engagement den wirtschaft-
lichen Herausforderungen stellen, die 
Verantwortung für unsere Mitarbeiten-
den tragen und mit dem eigenen Geld 
geradestehen.» In ihrer Funktion als Prä-
sidentin des Kantonal-Solothurnischen 
Gewerbeverbands benannte sie stellver-
tretend für zahlreiche Unternehmen der 
Region zwei Hauptsorgen im Zu sam-
menhang mit der 1 : 12-Initiative: erstens 
die zusätzliche Belastung mit Steuern 
und Abgaben, die den finanziellen Han-
dlungsspielraum einschränkten, und 
zweitens den administrativen Mehrauf-
wand für die Kontrolle und Durchset-
zung der staatlichen Lohnvorschriften.

Dabei wäre die Einhaltung der Lohn-
vorschriften für die meisten Schweizer 
Unternehmen wohl noch das kleinste 
Übel, wie es Peter Stämpfli auf den Punkt 
brachte: «Das Thema ist nicht, wie viele 
Löhne in der Schweiz von 1 : 12 betrof-
fen wären. Es geht vielmehr um einen 
Paradigmenwechsel von der unterneh-
merischen zur staatlichen Lohnfestle-
gung – und davon wären alle Arbeit-
nehmenden betroffen.» 3

1 : 12-Initiative

Lohndiktat würde alle treffen
Ob grosser Weltkonzern oder Kleinst-KMU – von einer Annahme der 1:12-Initiative wäre der gesamte 

Wirtschaftsstandort betroffen. An einer Medienkonferenz der Wirtschaft unter der Leitung  

des Schweizerischen Gewerbeverbands äusserten sich beispielhaft vier Unternehmerinnen und 

Unter nehmer zu den Folgen für ihre Betriebe. Betont wurde insbesondere die Bedeutung  

der unternehmerischen Freiheit, die mit Forderungen wie 1 : 12 gefährdet wird. Daniela Baumann


